
1. September 2025 
76. Jahrgang 

Verlag Helmut Richardi 
Frankfurt am Main

ISSN 1618-7741

D 3921

9
Fo

to
: P

ix
ab

ay
/J

ea
n-

Pa
ul

 J
an

dr
ai

n

PRIVATE  
WOHNUNGSBAU  
FINANZIERUNG

IN DIESEM HEFT

DER GROSSE BILANZVERGLEICH  

DER BAUSPARKASSEN

WOHNEN IN EUROPA NEU DENKEN –  
WIE DIE EU ZUR LÖSUNG DER WOHNUNGSKRISE  

BEITRAGEN KANN
CHRISTIAN KÖNIG

DIGITALER 
SONDERDRUCK



2 9 | 2025  Immobilien & Finanzierung – Digitaler Sonderdruck

DER AUTOR

CHRISTIAN 
KÖNIG
Hauptgeschäftsführer, 
Verband der Privaten 
Bausparkassen, Berlin, und 
Geschäftsführender Direktor, 
Europäische Bausparkassen-
vereinigung, Brüssel Fo

to
: V

er
ba

nd
 d

er
 P

riv
at

en
 B

au
sp

ar
ka

ss
en

Die Wohnungskrise ist zurück – und zwar 
mit voller Wucht. In Deutschland wie in vie-
len anderen EU-Staaten fehlen bezahlbare 
Wohnungen, steigen die Mieten, stagnieren 
die Neubauzahlen und fordern energetische 
Sanierungsvorgaben Haushalte ebenso wie 
Kreditinstitute heraus. Zugleich wird Woh-
nen immer stärker zum Spannungsfeld zwi-
schen nationaler Verantwortung und euro-
päischem Regelungsanspruch.

Spätestens mit der Entscheidung der Euro-
päischen Kommission, erstmals einen eige-
nen EU-Kommissar für Wohnen zu benen-
nen, ist klar: Brüssel beansprucht eine 
aktivere Rolle in der Wohnungspolitik. Aber 
welche Möglichkeiten hat die EU wirklich? 
Wo liegen die Chancen europäischer Koor-
dinierung – und wo drohen neue Hürden?

Die Ernennung des dänischen Sozialdemo-
kraten Dan Jørgensen zum ersten EU-Kom-
missar für Energie und Wohnen markiert 
eine Zäsur. Erstmals wird Wohnen nicht 
mehr nur als Nebenthema von Energieeffizi-
enz oder Sozialpolitik behandelt, sondern als 
eigenständiges Politikfeld. Das erklärte Ziel 
der Kommission: die Entwicklung eines eu-
ropäischen Plans für bezahlbares Wohnen.

Flankiert wird er von einer eigenen Housing 
Task Force innerhalb der Generaldirektion Ener-
gie, die seit Februar 2025 als ressortübergrei-
fende Koordinierungsstelle agiert. Parallel hat 

das Europäische Parlament einen Sonderaus-
schuss zur Wohnkrise eingesetzt, dessen Ziel es 
ist, bis Ende des Jahres konkrete Vorschläge für 
ein EU-weites Maßnahmenpaket vorzulegen.

Wohnungspolitik ist nach geltendem EU-
Recht primär Aufgabe der Mitgliedstaaten, 
der Grundsatz der Subsidiarität gilt hier 
ganz besonders. Gleichwohl beeinflusst die 
EU über zahlreiche sektorale Politikfelder – 
wie Binnenmarkt, Umwelt, Energie, Wett-
bewerb oder Regionalförderung – längst 
weite Teile der Wohnungspolitik.

Ein Beispiel ist die jüngste Reform der EU-
Gebäuderichtlinie (EPBD). Ziel ist es, bis 2030 
den Primärenergieverbrauch von Wohnge-
bäuden um 16 Prozent und bis 2035 um bis 
zu 22 Prozent zu senken. Die Vorgaben rich-
ten sich vor allem an die energetisch 
schlechtesten 55 Prozent des Gebäudebe-
stands. Renovierungen, neue Dämmstan-
dards und die Installation effizienter Heiz-
systeme werden damit de facto verpflichtend 
– mit erheblichen Kostenfolgen.

Auch die neue Energieeffizienzrichtlinie 
(EED) verlangt eine Reduktion des Energie-
verbrauchs um mindestens 11,7 Prozent bis 
2030. Die öffentliche Hand muss jährlich 
1,9 Prozent ihres Energieverbrauchs einspa-
ren – mit potenziellen Auswirkungen auf 
Förderkulissen und regulatorischen Druck.

Kritisch ist dabei nicht das Ziel, sondern die 
Geschwindigkeit und die soziale Flankierung. 
Sanierungspflichten bedeuten für viele 
Haushalte enorme Belastungen. Kreditinsti-
tute sehen sich damit konfrontiert, dass ihre 
Bestandsportfolios aus wohnwirtschaftlicher 
Sicht stabil, aber aus regulatorischer Sicht 
potenziell „nicht grün genug“ sind.

Ein weiteres Beispiel ist die beabsichtigte Ein-
führung eines Mortgage Portfolio Standards. 
Ursprünglich wollte die EU-Kommission Kre-
ditinstitute verpflichten, die durchschnittliche 

Energieeffizienz ihrer Immobilienportfolios 
schrittweise zu steigern – de facto eine neue 
aufsichtsrechtliche Vorgabe, die erhebliche 
Konsequenzen für Risikobewertungen und 
Beleihungsgrenzen gehabt hätte. Nach hefti-
ger Kritik wurde daraus eine freiwillige Rege-
lung – doch der politische Druck bleibt.

Finanzierung unter Druck: Wenn 
Regulierung Investitionen verhindert

Auch die EU-Taxonomie-Verordnung beein-
flusst zunehmend die Kapitalverfügbarkeit 
für Wohnprojekte. Wer „nicht-grüne“ Wohn-
bauten errichtet oder finanziert, muss mit 
Reputationsrisiken und potenziell schlechte-
ren Finanzierungskonditionen rechnen, ob-
wohl viele energetisch vertretbare, sozial 
ausgewogene Projekte nicht unter die engen 
Kriterien der Taxonomie fallen.

Ergänzt wird dieses Bild durch die jüngst 
angepasste Kapitaladäquanzverordnung (CRR), 
die für wohnwirtschaftlich besicherte Kre-
dite strengere Eigenkapitalunterlegungen 
vorsieht – es sei denn, bestimmte Kriterien 
wie ein niedriger Beleihungsauslauf sind 
erfüllt. Für kleinere Institute stellt dies eine 
systemische Herausforderung dar. Hier ist 
dringend Augenmaß gefragt: Finanzmarkt-
regulierung darf nicht unbeabsichtigt zur 
Wohnraumbremse werden.

Investitionsimpulse statt Überregulierung

Doch es gibt auch positive Entwicklungen. 
Bei der Europäischen Investitionsbank (EIB) 
ist unter dem neuen Kommissar und EIB-
Präsidentin Calviño eine Initiative zur Schaf-
fung einer europäischen Wohnbauplattform 
angelaufen. Ziel: öffentliche und private Mit-
tel bündeln, Förderstrukturen harmonisieren 
und Investitionen in sozialen und nachhalti-
gen Wohnraum europaweit koordinieren. 
Geplant ist eine EU Housing Alliance, die 
eine Art Matchmaking-Plattform für Inves-
toren, Kommunen und Bauträger sein soll. 
Ergänzt werden soll sie durch ein jährliches 
Gipfeltreffen, eine Datenplattform und ge-
zielte Garantien für risikobehaftete Projekte.

Auch über den Climate Social Fund will die 
EU zwischen 2026 und 2032 rund 86,7 Mil-
liarden Euro bereitstellen – ein erheblicher 
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„Finanzmarktregulierung darf nicht unbeabsichtigt zur Wohnraumbremse werden.“ Mit 
diesen Worten appelliert der Autor eindringlich an die neue EU-Kommission. Denn Woh-
nungsbau braucht Planbarkeit und Vertrauen – nicht aufwendige Antragsverfahren oder 
unklare Kriterienkataloge. Doch genau das wird von vielen Vorschriften zur Klimaverträg-
lichkeit, der Finanzierung von Immobilien und der Bewertung von Beständen erschwert. 
Deshalb, so der Autor weiter, sollten europäische Strategien flexibel ausgestaltet sein, 
flankiert von nationaler und regionaler Expertise.� Red.
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Teil davon soll in die Wohnraumsanierung 
und Heiztechnologie fließen. Diese Schritte 
sind richtig, nun müssen sie zügig und 
pragmatisch konkretisiert werden. Denn 
Wohnungsbau braucht Planbarkeit und 
Vertrauen – nicht aufwendige Antragsver-
fahren oder unklare Kriterienkataloge.

Sechs Handlungsempfehlungen

1. Reform der Taxonomie-Kriterien für 
Wohnungsbauprojekte
Es braucht realistischere Schwellenwerte, 
Übergangsdefinitionen („transition finance“) 
und eine stärkere Berücksichtigung regiona-
ler Unterschiede – etwa bei Bestandsprojek-
ten im ländlichen Raum.

2. Harmonisierung und Vereinfachung von 
Bauvorschriften
Die EU sollte ihre Binnenmarktkompetenz 
nutzen, um etwa bei Antragsverfahren, 
Standardbauweisen oder digitalen Genehmi-
gungsplattformen gemeinsame Mindest-
standards als Orientierungsgrößen zu setzen.

3. Energierecht mit sozialem Ausgleich 
flankieren
Sanierungspflichten müssen von gezielten 
sozialen Maßnahmen begleitet werden. Nicht 
jede Familie kann kurzfristig 80 000 Euro für 
eine neue Heizungsanlage aufbringen.

4. Kapitalmarktregulierung praxistauglich 
gestalten
Basel-III-Umsetzung, CRR-Anpassungen und 
der Output Floor müssen mit Blick auf 
wohnwirtschaftlich gesicherte Finanzierun-
gen entlastet werden. Eine pauschale Kapi-
talunterlegung ist nicht sachgerecht.

5. Förderung von Innovation und Digitali-
sierung im Bauen
Die Programme „Horizon Europe“ und „Di-
gital Europe“ sollten stärker auf Wohnbau-
forschung, serielle Bauweisen, 3D-Druck 
und zirkuläre Materialien ausgerichtet 
werden. Auch die EIB sollte solche Ansätze 
gezielt priorisieren.

6. Strategische Verankerung von Wohnen 
im Europäischen Semester
Wohnraumpolitik sollte fester Bestandteil 
der wirtschaftspolitischen Koordinierung 
werden – etwa durch wohnungsbezogene 
Länderempfehlungen, die im Dialog mit 
den Mitgliedstaaten entwickelt werden.

Europäische Lösungen müssen auch 
lokal gedacht werden

Die Wohnungskrise ist kein rein nationales 
Phänomen und die strukturellen Ursachen 

ähneln sich: hohe Baukosten, Fach
kräftemangel, unklare Vorschriften, wider
sprüchliche Förderprogramme, mangelnde 
Flächenverfügbarkeit, Zuzug in die Metro-
polen. Kein Mitgliedstaat wird diese Her-
ausforderungen allein lösen. Aber gemein-
sam können wir politische Koordination, 
regulatorische Klarheit und Investitionsfä-
higkeit stärken.

Die Wohnungskrise ist real – und sie be-
trifft Millionen Menschen. In einem Euro-
pa, das zusammenwächst, kann und muss 
die EU-Teil der Antwort sein. Mit kluger 
Regulierung, gezielter Förderung und ech-
ter Koordination. Nicht durch Zentralismus, 
sondern durch Ermöglichung. Zugleich 
muss die EU stärker anerkennen, dass 
Wohnungsbau keine uniforme Herausfor-
derung ist. Die Bedingungen in Berlin sind 
andere als in Bukarest. Was in Brüssel ge-
plant wird, muss in Köln, Chemnitz oder 
Konstanz auch umsetzbar sein. Die Realität 
regionaler Wohnungsmärkte ist geprägt 
von unterschiedlichen Baukulturen, Flä-
chenverfügbarkeiten und Preisniveaus. 
Deshalb sollten europäische Strategien fle-
xibel ausgestaltet sein, flankiert von natio-
naler und regionaler Expertise. Eine EU-Po-
litik, die von oben herab definieren will, 
was „bezahlbar“, „nachhaltig“ oder „sozial 
gerecht“ ist, verfehlt ihr Ziel.

Das Ziel darf nicht eine neue EU-Wohn-
raumbürokratie sein, sondern muss die 
vorhandenen Instrumente klug vernetzen, 
national sinnvolle Lösungen nicht behin-
dern und europäische Förderlogiken so ge-
stalten, dass sie auch im deutschen Mittel-
stand und bei regionalen Bauträgern 
ankommen.

Ein weiterer Aspekt, der auf europäischer 
Ebene mehr Beachtung finden muss, ist 
der akute Fachkräftemangel im Baugewer-
be. Die ehrgeizigen Ziele der EU in puncto 
Neubau und Sanierung sind ohne ausrei-
chend qualifizierte Arbeitskräfte nicht zu 
erreichen. Die EU kann auch hier eine un-
terstützende Rolle spielen – etwa durch 
die Förderung von Qualifizierungspro-
grammen, durch länderübergreifende Aus-
bildungsstandards und durch die gezielte 
Mobilisierung von Arbeitskräften inner-
halb der Union. Im Rahmen des „Plans für 
bezahlbares Wohnen“ ist deshalb vorgese-
hen, eine europäische Plattform für Aus- 
und Weiterbildung im Bausektor zu schaf-
fen. Gerade in Deutschland, wo fehlende 
Kapazitäten in Handwerk und Planung 
längst zum limitierenden Faktor geworden 
sind, könnte dies einen positiven Impuls 
setzen.

Auch auf nationaler Ebene braucht es Be-
wegung. Wenn die EU zu Recht anmahnt, 
dass Wohnen eine soziale Frage ersten 
Ranges sei, dann gilt das für Deutschland 
in besonderem Maße. Die hiesigen Regu-
lierungs- und Förderstrukturen sind zu 
komplex, zu schwerfällig, zu wenig aufei-
nander abgestimmt. Die Debatte um das 
„Heizungsgesetz“, die Herausforderungen 
bei den Erwerbsnebenkosten, das Neben-
einander konkurrierender Förderprogram-
me: All das erzeugt Frust statt Fortschritt. 
Die Bundesregierung muss endlich den 
Mut haben, den Wohnungsbau als priori-
täre Aufgabe zu behandeln – mit klaren 
Vereinfachungen, finanzieller Planungssi-
cherheit und einem Schulterschluss mit 
der Kreditwirtschaft. Die Bausparkassen 
stehen bereit.


